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BESCHLUSS 2013/798/GASP DES RATES 

vom 23. Dezember 2013 

über restriktive Maßnahmen gegen die Zentralafrikanische 
Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf 
Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 16. Dezember 2013 seine tiefe Besorgnis ange­
sichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik bekundet. 

(2) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 5. Dezember 
2013 die Resolution 2127 (2013) angenommen, mit der ein Waf­
fenembargo gegen die Zentralafrikanische Republik verhängt 
wird. 

(3) Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit be­
stimmte Maßnahmen durchgeführt werden können — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Der Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern aller Art, einschließlich Waf­
fen und Munition, Militärfahrzeugen und -ausrüstung, paramilitärischer 
Ausrüstung und entsprechender Ersatzteile, an die Zentralafrikanische 
Republik durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder vom Hoheits­
gebiet der Mitgliedstaaten aus oder unter Benutzung von ihre Flagge 
führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen sind unabhängig davon, ob 
diese Güter ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten haben 
oder nicht, verboten. 

(2) Es ist verboten, 

a) technische Hilfe, Vermittlungsdienste und sonstige Dienste, ein­
schließlich der Bereitstellung bewaffneter Söldner, im Zusammen­
hang mit militärischen Aktivitäten und der Bereitstellung, Herstel­
lung, Instandhaltung und Verwendung von Rüstungsgütern und da­
zugehörigen Gütern aller Art, einschließlich Waffen und Munition, 
Militärfahrzeugen und -ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung und 
entsprechender Ersatzteile, unmittelbar oder mittelbar an natürliche 
oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen in der 
Zentralafrikanischen Republik oder zur Verwendung in der Zentral­
afrikanischen Republik zu erbringen; 

b) Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militärischen 
Aktivitäten, insbesondere Zuschüsse, Darlehen und Ausfuhrkredit­
versicherungen, sowie Versicherungen und Rückversicherungen für 
den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern oder für damit zusam­
menhängende technische Hilfe, Vermittlungsdienste und sonstige 
Dienste unmittelbar oder mittelbar an Personen, Organisationen 
oder Einrichtungen in der Zentralafrikanischen Republik oder zur 
Verwendung in der Zentralafrikanischen Republik bereitzustellen; 

▼B 
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c) wissentlich und vorsätzlich an Aktivitäten teilzunehmen, mit denen 
die Umgehung der unter den Buchstaben a oder b genannten Verbote 
bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 2 

(1) Artikel 1 gilt nicht für 

▼M1 
a) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 

Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern sowie damit zusammen­
hängende technische Hilfe oder Finanzmittel und Finanzhilfen, die 
ausschließlich zur Unterstützung der Mission für die Friedenskon­
solidierung in der Zentralafrikanischen Republik (MICOPAX), der 
Internationalen Unterstützungsmission in der Zentralafrikanischen 
Republik unter afrikanischer Führung (MISCA), des Integrierten 
Büros der Vereinten Nationen für die Friedenskonsolidierung in 
der Zentralafrikanischen Republik (BINUCA) und seiner Wachein­
heit, des Regionalen Einsatzverbands der Afrikanischen Union (AU- 
RTF), der in die Zentralafrikanischen Republik entsandten franzö­
sischen Truppen und der Operation der Europäischen Union in der 
Zentralafrikanischen Republik (EUFOR RCA) oder zur Verwen­
dung durch diese Missionen und Verbände bestimmt sind; 

▼B 
b) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 

Schutzkleidung, einschließlich Körperschutzwesten und Militärhel­
men, die von Personal der Vereinten Nationen, Personal der Union 
oder ihrer Mitgliedstaaten, Medienvertretern sowie humanitären Hel­
fern und Entwicklungshelfern und beigeordnetem Personal aus­
schließlich zum persönlichen Gebrauch vorübergehend in die Zen­
tralafrikanische Republik ausgeführt wird; 

c) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Kleinwaffen und dazugehörigen Gütern, die ausschließlich zur Ver­
wendung durch internationale Patrouillen bestimmt sind, die in dem 
Dreistaaten-Schutzgebiet Sangha-Fluss für Sicherheit sorgen, um 
gegen Wilderei, den Elfenbein- und Waffenschmuggel und andere 
Aktivitäten vorzugehen, die gegen das innerstaatliche Recht der 
Zentralafrikanischen Republik oder gegen ihre völkerrechtlichen 
Verpflichtungen verstoßen. 

(2) Artikel 1 gilt nicht für 

a) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
nichtletalem militärischem Gerät, das ausschließlich für humanitäre 
oder Schutzzwecke bestimmt ist, und damit zusammenhängende 
technische Hilfe; 

b) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern und sonstigem letalem Gerät an die Sicherheitskräfte 
der Zentralafrikanischen Republik zu dem ausschließlichen Zweck, 
den Prozess der Reform des Sicherheitssektors in der Zentralafrikani­
schen Republik zu unterstützen oder dabei verwendet zu werden; 

c) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern und damit zusammenhän­
gende technische oder finanzielle Hilfe, einschließlich Personal; 

soweit diese von dem gemäß Nummer 57 der Resolution 2127 (2013) 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzten Ausschuss im 
Voraus genehmigt wurden. 

▼B 
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Artikel 2a 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforderlich sind, 
um den von dem gemäß Nummer 57 der Resolution 2127 (2013) des 
VN-Sicherheitsrates eingesetzten Ausschuss (im Folgenden „Aus­
schuss“) benannten Personen, die Handlungen vornehmen oder unter­
stützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentral­
afrikanischen Republik untergraben, einschließlich Handlungen, die die 
Übergangsregelungen gefährden oder gegen sie verstoßen, die den po­
litischen Übergangsprozess, namentlich den Übergang zu freien und 
fairen demokratischen Wahlen, gefährden oder behindern oder die Ge­
walt schüren, die Einreise in oder die Durchreise durch ihr Hoheits­
gebiet zu verweigern, einschließlich von Personen, die 

a) gegen das in Nummer 54 der Resolution 2127 (2013) und in Arti­
kel 1 dieses Beschlusses verhängte Waffenembargo verstoßen oder 
mittelbar oder unmittelbar Rüstungsgüter oder sonstige dazugehörige 
Güter oder technische Beratung, Ausbildung oder Hilfe, einschließ­
lich Finanzierung und finanzieller Unterstützung, im Zusammenhang 
mit gewaltsamen Aktivitäten bewaffneter Gruppen oder krimineller 
Netzwerke in der Zentralafrikanischen Republik an bewaffnete Grup­
pen oder kriminelle Netzwerke in der Zentralafrikanischen Republik 
geliefert, verkauft oder übertragen oder von diesen empfangen ha­
ben; 

b) an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der 
Zentralafrikanischen Republik beteiligt sind, die gegen die interna­
tionalen Menschenrechtsnormen und/oder das humanitäre Völker­
recht verstoßen oder die Menschenrechtsmissbräuche oder -verlet­
zungen darstellen, namentlich sexuelle Gewalttaten, gezielte Angriffe 
auf Zivilpersonen, ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, An­
griffe auf Schulen und Krankenhäuser sowie Entführungen und Ver­
treibungen; 

c) unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in dem bewaff­
neten Konflikt in der Zentralafrikanischen Republik Kinder einziehen 
oder einsetzen; 

d) durch die illegale Ausbeutung natürlicher Ressourcen in der Zentral­
afrikanischen Republik, einschließlich Diamanten, wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten sowie aus diesen gewonnener Produkte, bewaff­
nete Gruppen oder kriminelle Netzwerke unterstützen; 

e) die Bereitstellung humanitärer Hilfe an die Zentralafrikanische Re­
publik oder den Zugang zu humanitärer Hilfe oder die Verteilung 
humanitärer Hilfsgüter in der Zentralafrikanischen Republik behin­
dern; 

f) an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durchführung von An­
griffen auf Missionen der Vereinten Nationen oder internationale 
Sicherheitspräsenzen, namentlich das BINUCA, die MISCA, die 
Operation der Europäischen Union (EUFOR RCA) und die anderen 
sie unterstützenden Truppen, beteiligt sind; 

g) eine von dem Ausschuss benannte Einrichtung leiten oder unterstützt 
haben oder für diese Einrichtung, in ihrem Namen oder auf ihre 
Anweisung gehandelt haben, 

und die im Anhang aufgeführt sind. 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eige­
nen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

▼M1 
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(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Ein- oder Durch­
reise im Rahmen eines Gerichtsverfahrens erforderlich ist 

(4) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Ausschuss von Fall 
zu Fall bestimmt, dass 

a) die betreffende Reise aus humanitären Gründen, einschließlich reli­
giöser Verpflichtungen, gerechtfertigt ist, 

b) eine Ausnahme die Ziele des Friedens und der nationalen Aussöh­
nung in der Zentralafrikanischen Republik und der Stabilität in der 
Region fördern würde. 

(5) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der Absätze 3 
oder 4 einer im Anhang aufgeführten Person die Einreise in oder die 
Durchreise durch sein Hoheitsgebiet genehmigt, gilt die Genehmigung 
nur für den Zweck, für den sie erteilt wurde, und für die davon betrof­
fene Person. 

Artikel 2b 

(1) Alle Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im Eigentum 
oder unter der direkten oder indirekten Kontrolle der von dem Aus­
schuss benannten Personen oder Einrichtungen stehen, die Handlungen 
vornehmen oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die 
Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben, einschließlich 
Handlungen, die die Übergangsregelungen gefährden oder gegen sie 
verstoßen, die den politischen Übergangsprozess, namentlich den Über­
gang zu freien und fairen demokratischen Wahlen, gefährden oder be­
hindern oder die Gewalt schüren, einschließlich von Personen und Ein­
richtungen, die 

a) gegen das in Nummer 54 der Resolution 2127 (2013) und in Arti­
kel 1 dieses Beschlusses verhängte Waffenembargo verstoßen oder 
mittelbar oder unmittelbar Rüstungsgüter oder sonstige dazugehörige 
Güter oder technische Beratung, Ausbildung oder Hilfe, einschließ­
lich Finanzierung und finanzieller Unterstützung, im Zusammenhang 
mit gewaltsamen Aktivitäten bewaffneter Gruppen oder krimineller 
Netzwerke in der Zentralafrikanischen Republik an bewaffnete Grup­
pen oder kriminelle Netzwerke in der Zentralafrikanischen Republik 
geliefert, verkauft oder übertragen oder von diesen empfangen ha­
ben; 

b) an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der 
Zentralafrikanischen Republik beteiligt sind, die gegen die interna­
tionalen Menschenrechtsnormen und/oder das humanitäre Völker­
recht verstoßen oder die Menschenrechtsmissbräuche oder -verlet­
zungen darstellen, namentlich sexuelle Gewalttaten, gezielte Angriffe 
auf Zivilpersonen, ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, An­
griffe auf Schulen und Krankenhäuser sowie Entführungen und Ver­
treibungen; 

c) unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in dem bewaff­
neten Konflikt in der Zentralafrikanischen Republik Kinder einziehen 
oder einsetzen; 

d) durch die illegale Ausbeutung natürlicher Ressourcen in der Zentral­
afrikanischen Republik, einschließlich Diamanten, wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten sowie aus diesen gewonnener Produkte, bewaff­
nete Gruppen oder kriminelle Netzwerke unterstützen; 
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e) die Bereitstellung humanitärer Hilfe an die Zentralafrikanische Re­
publik oder den Zugang zu humanitärer Hilfe oder die Verteilung 
humanitärer Hilfsgüter in der Zentralafrikanischen Republik behin­
dern; 

f) an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durchführung von An­
griffen auf Missionen der Vereinten Nationen oder internationale 
Sicherheitspräsenzen, namentlich das BINUCA, die MISCA, die 
Operation der Europäischen Union (EUFOR RCA) und die anderen 
sie unterstützenden Truppen, beteiligt sind; 

g) eine von dem Ausschuss benannte Einrichtung leiten oder unterstützt 
haben oder für diese Einrichtung, in ihrem Namen oder auf ihre 
Anweisung gehandelt haben, 

oder von Personen oder Einrichtungen, die in ihrem Namen oder auf 
ihre Anweisung handeln, und Einrichtungen, die in ihrem Eigentum 
oder unter ihrer Kontrolle stehen, werden eingefroren. 

Die Personen und Einrichtungen im Sinne dieses Absatzes sind im 
Anhang aufgeführt. 

(2) Keiner Person oder Einrichtung nach Absatz 1 dürfen unmittelbar 
oder mittelbar Gelder, finanzielle Vermögenswerte oder wirtschaftliche 
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugutekommen. 

(3) Ein Mitgliedstaat kann Ausnahmen von den in den Absätzen 1 
und 2 genannten Maßnahmen zulassen in Bezug auf Gelder und wirt­
schaftliche Ressourcen, die 

a) für Grundausgaben erforderlich sind, einschließlich der Bezahlung 
von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und 
ärztlicher Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien und Gebühren 
öffentlicher Versorgungseinrichtungen; 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Rück­
erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Erbringung 
juristischer Dienstleistungen dienen; 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Dienstleistungskos­
ten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrore­
ner Gelder, sonstiger finanzieller Vermögenswerte oder wirtschaftli­
cher Ressourcen dienen, 

nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Absicht 
mitgeteilt hat, gegebenenfalls den Zugang zu diesen Geldern und wirt­
schaftlichen Ressourcen zu genehmigen, und der Ausschuss innerhalb 
von fünf Arbeitstagen nach der Mitteilung keine ablehnende Entschei­
dung getroffen hat. 

(4) Ein Mitgliedstaat kann Ausnahmen von den in den Absätzen 1 
und 2 genannten Maßnahmen zulassen in Bezug auf Gelder und wirt­
schaftliche Ressourcen, die 

a) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, nachdem diese 
Feststellung dem Ausschuss von dem betreffenden Mitgliedstaat mit­
geteilt und vom Ausschuss gebilligt wurde; 

▼M1 
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b) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer Entscheidung eines Ge­
richts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts sind, in 
welchem Fall die Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen für die 
Erfüllung von Forderungen aus diesem Pfandrecht oder dieser Ent­
scheidung verwendet werden können, vorausgesetzt, das Pfandrecht 
oder die Entscheidung ist vor dem 28. Januar 2014 eingetreten, 
begünstigen nicht eine Person oder Einrichtung nach diesem Artikel 
und wurden dem Ausschuss durch den betreffenden Mitgliedstaat 
mitgeteilt. 

(5) Absatz 1 hindert eine benannte Person oder Einrichtung nicht 
daran, Zahlungen aufgrund eines Vertrags zu leisten, der geschlossen 
wurde, bevor diese Person oder Einrichtung benannt wurde, voraus­
gesetzt, dass der betreffende Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zah­
lung nicht mittelbar oder unmittelbar von einer Person oder Einrichtung 
entgegengenommen wird, auf die in Absatz 1 Bezug genommen wird 
und nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Ab­
sicht mitgeteilt hat, solche Zahlungen zu leisten oder entgegenzunehmen 
oder gegebenenfalls die Aufhebung des Einfrierens von Geldern oder 
anderen finanziellen Vermögenswerten oder wirtschaftlichen Ressourcen 
zu diesem Zweck zu genehmigen, wobei diese Mitteilung zehn Arbeits­
tage vor einer solchen Genehmigung zu erfolgen hat. 

(6) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten erfolgte 
Gutschrift von 

a) Zinsen oder sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflich­
tungen, die vor dem Datum geschlossen wurden oder entstanden 
sind, ab dem diese Konten den restriktiven Maßnahmen gemäß die­
sem Beschlusses unterliegen, 

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen wei­
terhin unter Absatz 1 fallen. 

Artikel 2c 

Der Rat erstellt die Liste im Anhang und ändert diese entsprechend den 
Feststellungen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen oder des 
Ausschusses. 

Artikel 2d 

(1) Benennt der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder der Aus­
schuss eine Person oder Einrichtung, so nimmt der Rat diese Person 
oder Einrichtung in den Anhang auf. Der Rat setzt die betreffende 
Person oder Einrichtung entweder auf direktem Weg, falls ihre Anschrift 
bekannt ist, oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von 
seinem Beschluss und den Gründen für ihre Aufnahme in die Liste in 
Kenntnis und gibt dabei dieser Person oder Einrichtung Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 

(2) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige 
neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen Beschluss und 
unterrichtet die betreffende Person oder Einrichtung entsprechend. 

Artikel 2e 

(1) Der Anhang enthält die vom Sicherheitsrat der Vereinten Natio­
nen oder vom Ausschuss angegebenen Gründe für die Aufnahme der 
betreffenden Personen und Einrichtungen in die Liste. 
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(2) Der Anhang enthält, soweit verfügbar, auch Angaben, die vom 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder vom Ausschuss übermittelt 
werden und die zur Identifizierung der betreffenden Personen oder Ein­
richtungen erforderlich sind. In Bezug auf Personen können diese An­
gaben Namen – einschließlich Aliasnamen –, Geburtsdatum und -ort, 
Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personalausweisnummern, Ge­
schlecht, Anschrift sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug 
auf Einrichtungen können diese Angaben Namen, Ort und Datum der 
Registrierung, Registriernummer und Geschäftsort umfassen. Der An­
hang enthält ferner das Datum der Bezeichnung durch den Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen oder den Ausschuss. 

▼B 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 
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ANHANG 

Liste der Personen nach Artikel 2a und der Personen und Einrichtungen 
nach Artikel 2b 

A. Personen 

B. Einrichtungen 
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